Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Soziale braucht eine Lobby. Heute mehr denn je. Ihnen brauche ich das eigentlich nicht erzählen. Sie wissen das aus Ihrer täglichen Arbeit selbst am besten. Es gehört in diesem System leider zur „Normalität“, dass bei den sozialen Belangen stets zuerst gespart wird. Dies gilt besonders in Krisenzeiten wie jetzt. Das Rettungspaket der Bundesregierung für die Banken war sehr schnell geschnürt. Die Banken saßen mit am Tisch und haben die Konditionen ausgehandelt, zu denen ihnen geholfen werden sollte. Stellen wir uns doch einmal vor, dass zur Zeit der Planung der Hartz-Gesetze, die Vertretungen der Erwerbslosen von der Bundesregierung eingeladen worden werden, über die Ausgestaltung des Gesetzes zu reden und ihre Vorstellungen einzubringen. Ein absurder Gedanke? Leider ist das so.

Was ich gerade angeführt habe, gilt leider für alle Bereiche der Sozialpolitik. Am deutlichsten spüren wir alle das wohl bei der Gesundheitspolitik. Jeder wird einmal krank. Die Krankenkassenbeiträge steigen immer weiter. Die Leistungen dagegen werden immer geringer. Ein Bekannter von mir hat einen pflegebedürftigen Bruder.

Die Windeln, die er immer gut vertragen hat, bekommt er von der Krankenkasse inzwischen nicht mehr. Die Windeln, die noch bezahlt werden, verträgt er jedoch nicht gut. Auch eine Petition an den Landtag hat nicht geholfen. Stellen wir uns doch einmal vor, die kranken Menschen säßen mit am Tisch, wenn die Bundesregierung wieder einmal über eine Gesundheitsreform berät. Sie würden wahrscheinlich vorschlagen, doch zunächst einmal die Gewinne der Pharmakonzerne zu deckeln.

Sie sind von der Krise natürlich nicht betroffen. Insulin, eines der häufigsten Medikamente überhaupt, ist neunmal so teuer wie Gold.

Weil dies alles so ist, braucht das Soziale eine starke Lobby. 1,4 Millionen Mitglieder hat der VdK. Das ist mehr als jede Partei in Deutschland hat. Das kann eine Macht sein. Stellen wir uns doch einmal vor, alle diese Mitglieder würden am Samstag in Berlin auf die Straße gehen, um den Forderungen des VdK eine Stimme zu geben.

Die Aufmerksamkeit der Medien wäre sicher. Wer heute sozialpolitisch etwas erreichen will, muss politischen Druck erzeugen. Der erste Schritt dazu besteht darin,

die eigenen Kräfte zu bündeln. Sie gehen heute diesen Schritt. Ich wünsche mir, dass Sie dadurch auch dreimal so schlagkräftig werden wie in der Vergangenheit.

Doch selbst wenn das erreicht würde, bliebe immer noch viel zu tun. Wir können auf Kreisebene nicht verhindern, dass immer mehr Menschen Opfer von Altersarmut sind. Wir können auf Kreisebene nicht dafür sorgen, dass Gesundheit wieder bezahlbar wird. Wir können hier vor Ort nicht bewirken, dass Pflege tatsächlich menschenwürdig ist. Wir können lediglich immer wieder ansprechen, dass Behinderung kein Nachteil sein darf. Aber natürlich kann auf Kreisebene trotzdem eine Menge getan werden. Man kann intensive Öffentlichkeitsarbeit betreiben.

Ich weiß, dass sich die Zeitung Ihren Anliegen nicht verschließt. Man kann Druck auf jene Bürgermeister ausüben, deren Rathäuser nicht barrierefrei sind. Man kann sich starke Bündnispartner suchen, die im gleichen Sinne aktiv sind. Ich denke dabei an andere Sozialverbände und selbstverständlich an die Gewerkschaften.

Ich bin Landtagsabgeordnete der LINKEN. Also ist es für mich als Politikerin selbstverständlich, an sie zu appellieren, auch auf die demokratischen Parteien einzuwirken. Ich weiß, dass dies bei einigen zwecklos ist und bei anderen schwer.

Versuchen Sie es bitte trotzdem! Gerade diese Parteien sollen ihre Forderungen wenigstens zur Kenntnis nehmen! Was mich und meine Partei, Die LINKE, betrifft,

so versichere ich Ihnen gerne, dass ich Ihren Forderungskatalog zur Bundestagswahl

gerne unterschreibe. Wort für Wort. Selbstverständlich würde ich mir wünschen, dass manches noch schärfer, noch deutlicher formuliert wäre. Es handelt sich um Mindestforderungen.

Ich wünsche Ihnen und uns allen viel Erfolg bei der Erreichung dieser Ziele. Damit wäre unsere Republik Tatsächlich ein ganzes Stück sozialer geworden. Wenn es um die konkrete Arbeit hier vor Ort geht, dann biete ich Ihnen gerne die Zusammenarbeit an. Ich weiß, dass Sie parteipolitisch neutral sind. Ich weiß aber auch, dass Sie nicht unpolitisch sind. Fangen wir also an! Gemeinsam geht es besser!

